
zu Erfolgen fühi-te, mangels Verallgemeinerung aber 
nur wenig effektiven Nutzen brachte.
Oftmals klafft noch eine Lücke zwischen der Tätigkeit 
gesellschaftlicher Kräfte und ihrer Nutzbarmachung 
für die gerichtlichen Verfahren. So haben z. B. viele 
Schöffen durch erzieherische Aufklärungsarbeit im Be­
trieb oder im Wohnbezirk in einer Reihe von Fällen 
zur Einigung der Parteien beigetragen und Verfahren 
abwenden können. Es fällt aber auf, daß diese Tätig­
keit der Schöffen sich in der Rechtsprechung der Ge­
richte nur selten widerspiegelt. Es ist vielmehr meist 
so, daß die bei dem Gericht eingegangene Sache in der 
gewohnten Weise behandelt und erledigt wird. In den 
Akten findet die Tätigkeit der Schöffen keinen Nieder­
schlag, hier ist nur die Klagerücknahme vermerkt. Die 
bereits vorhandenen Ansätze eines neuen Arbeitsstils 
gehen unter. Niemand erfährt, daß gesellschaftliche 
Kräfte hier wirkungsvoll einen Konflikt gelöst haben.
In anderen Fällen führt die Mitwirkung gesellschaft­
licher Kräfte unzulässigerweise zu einem Verzicht auf 
eine Beweisaufnahme.
So hat z. B. das Kreisgericht Leipzig-Süd in einem 
Rechtsstreit wegen Mietminderung auf Grund erheb­
licher Mängel der Wohnung zunächst versucht, den 
Rechtsstreit zu einem gütlichen Abschluß zu bringen, 
indem es mit den Staatsfunktionären beraten hat, die 
sich vorher mit dieser Sache bereits befaßt hatten. 
Nachdem eine Lösung des Konflikts nicht erzielt wer­
den konnte und auch das Güteverfahren erfolglos 
blieb, ist das Gericht in das Streitverfahren eingetreten. 
Hier hat es lediglich das Protokoll über die Aussprache 
mit den Staatsfunktionären zum Gegenstand der Ver­
handlung gemacht und danach der Klage durch Urteil 
zu einem Teil stattgegeben.
Auf die dagegen eingelegte Berufung stellt das Bezirks­
gericht zu Recht fest, das Kreisgericht habe seine Auf­
klärungspflicht nicht erfüllt und von seinem Fragerecht 
näch § 139 ZPO nicht Gebrauch gemacht. Es hätte sich 
nicht mit der Aussprache mit den Funktionären außer­
halb des Verfahrens begnügen dürfen, sondern diese in 
das Verfahren einbeziehen müssen, um mit ihnen und 
den Parteien den Sachverhalt umfassend aufzuklären. 
Das Kreisgericht durfte es sich nicht ersparen, eine 
eigene Beweisaufnahme durchzuführen, Zeugen und 
Sachverständige zu vernehmen, Auskünfte von staat­
lichen Dienststellen beizuziehen und zu diesem Zweck 
die Parteien anzuregen, sachdienliche Anträge zu stel­
len. Es wäre auch geboten gewesen, durch Inaugen­
scheinnahme der Wohnung sich einen eigenen Eindruck 
von ihrem Zustand zu machen.
Weil das Kreisgericht dies alles unterlassen hat, konnte 
es geschehen, daß in unzulässiger Weise die Überprü­
fung der Berechtigung einiger Ansprüche unterblieb 
und die Klägerin insoweit mit der Klage abgewiesen 
wurde.
Zu Mängeln in der Arbeitsweise der Gerichte
Klar stellt zutreffend fest, daß mit der formalen Ein­
beziehung der Werktätigen in die Lösung von Rechts­
streitigkeiten der Rechtspflegeerlaß noch nicht erfüllt 
wird und damit, daß die Gerichte von den Möglich­
keiten des Rechtspflegeerlasses wähl- und ziellos Ge­
brauch machen, noch keine Erhöhung der gesellschaft­
lichen Wirksamkeit erzielt wird.
Auch die Revision im Bezirk Halle hat ergeben, daß 
die Zivil- und Familienverfahren noch nicht genügend 
gesellschaftlich wirksam sind. Gesellschaftliche Kräfte 
werden nur zögernd und in den wenigsten Fällen in 
die Verfahren einbezogen. Bei den Gerichten gibt es 
eine größere Anzahl von Verfahren, die gar nicht 
anhängig geworden wären, wenn die Gerichte die Mög­
lichkeiten ihrer Klärung durch gesellschaftliche Kol­
lektive besser popularisiert hätten. Natürlich kann das

Gericht nicht eine Klage ohne weiteres zurückweisen, 
aber es kann — und muß — dem Kläger den Weg zei­
gen, den er beschreiten muß, um zu seinem Recht zu 
kommen. Für die Bürger, die sich an das Gericht wen­
den, ist die von ihnen an das Gericht herangetragene 
Sache doch so wichtig, daß sie glauben, nur durch 
Inanspruchnahme der Hilfe des Gerichts ihre Rechte 
durchsetzen zu können. Diese Hilfe muß aber durchaus 
nicht immer in der Durchführung eines gerichtlichen 
Verfahrens bestehen.
So hätte es z. B. nahegelegen, den Kläger im folgen­
den Verfahren, das vor dem Kreisgericht Halle-Süd 
anhängig war, schon bei der Klageerhebung oder in 
einer Aussprache nach Eingang der Klage darauf hin­
zuweisen, daß es ratsam sei, sich an die örtlichen 
Organe zu wenden. Er begehrte mit seiner Klage die 
Reparatur einer Badewanne und eines Abflußrohres. 
Der Vertreter des Verklagten konnte dem Gericht 
jedoch vier Schreiben vorlegen, aus denen die Auftrags­
erteilung zur Reparatur hervorging. Im Güteverfahren 
schlossen die Parteien einen Vergleich, in welchem 
sich der Antragsgegner verpflichtete, noch einmal un­
verzüglich mit verschiedenen Klempnermeistem wegen 
der Durchführung der Reparatur Verbindung aufzu­
nehmen.
Dieses Verfahren wäre vermieden worden, wenn das 
Gericht die Parteien ausreichend belehrt hätte. Der 
Vergleich brachte keine Veränderungen; die Parteien 
konnten mit ihm nichts anfangen. Da das Verfahren 
nun aber einmal vor Gericht gekommen war, hätte 
man vom Gericht erwarten dürfen, daß es die örtlich 
zuständigen Organe auf die Mißstände hinwies, um so 
eine Verbesserung in der Versorgung der Bevölkerung 
mit Dienstleistungen herbeiführen zu helfen.
Wie notwendig es ist, schon bei Eingang der Klagen 
sorgfältig die Voraussetzungen zur Durchführung eines 
Verfahrens zu prüfen, zeigt z. B. die vom Kreisgericht 
Halle-Süd in einigen Verfahren geübte Praxis, die 
nicht nur zu unbefriedigenden Ergebnissen führt, son­
dern sogar Gesetzesverletzungen in Kauf nimmt. Die 
Kommunale Wohnungsverwaltung erhob gegen meh­
rere Bürger Klagen auf Zahlung von Mietzins, obwohl 
die Mieter nicht einmal einen Monat im Rückstand 
waren und auch von der KWV nicht dargelegt wurde, 
daß ein Entstehen derartiger Rückstände zu befürchten 
wäre. Hier hätte das Gericht die Klagen mangels 
Schlüssigkeit nicht zulassen dürfen und die KWV auf 
die Erfüllung ihrer Aufgaben hinweisen müssen. So 
aber spielte es. gewissermaßen die Rolle eines Inkasso­
büros der KWV. Daß das bei den Bürgern dann auch 
so verstanden wurde, zeigte die Mitteilung einer Ver­
klagten, daß sie bereits 88 DM an das Gericht gezahlt 
habe. Der Eingang der Zahlung wurde im Termin, zu 
dem die Verklagte nicht erschienen war, festgestellt 
und dem Vertreter der KWV mitgeteilt. Trotzdem 
wurde Versäumnisurteil in der ursprünglich geforder­
ten Höhe erlassen. Die bereits an das Gericht gezahlte 
Summe sollte der KWV überwiesen werden, „die dann 
in dieser Höhe nicht vollstrecken werde“.
Die Ursachen dafür, daß verfahrensrechtliche Bestim­
mungen außer acht gelassen werden, liegen nicht nur 
in mangelnden Rechtskenntnissen, sondern auch darin, 
daß Verfahren unkritisch durchgeführt werden, was zu 
einem hohen Arbeitsanfall führt. Dieser hohe Arbeits­
anfall ist häufig bestimmend dafür, daß die Gerichte 
die Sachen schnell zu erledigen bemüht sind und dabei 
nur ungenügend die Ursachen und Umstände erfor­
schen. Das führt dann oft nicht nur zu Ungenauig­
keiten in der Verhandlung, wie z. B. fehlerhafter 
Protokollierung der Aussagen und Anträge oder zu 
übereilten Vergleichsabschlüssen oder ungerechtfertig­
ten Versäumnisurteilen, sondern auch dazu, daß die
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